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Familienkrach imParlament
Sozialpolitik DieKinderzulage imKanton St.Gallenwird nicht erhöht. FDP und SVP haben sich in einer

hitzigenDebatte imParlament durchgesetzt. Auch ein Kompromissvorschlag der CVP fiel durch.

Adrian Vögele
adrian.voegele@tagblatt.ch

Sonst spannen sie im St.Galler
Kantonsparlament öfter zusam-
men, gestern hatten sie handfes-
ten Streit – einen Familienstreit
sozusagen:DieFDPunddieCVP
nahmen sich gegenseitig ins Vi-
sier, als es im Rat um die Erhö-
hung der Kinderzulage ging. Die
Regierunghatte in ihremEntwurf
für das neue Familienzulagen-
Gesetz auf eine Aufstockung
verzichtet. Sie schlug stattdessen
vor, die Beitragssätze für die
Arbeitgeber zu senken.DieCVP-
GLP-Fraktion wehrte sich da-
gegen – sie verlangte eine Erhö-
hung der Kinderzulage von 200
auf 250 Franken monatlich. Die
FDP hingegen stellte sich hinter
die Regierung: Die Wirkung der

Familienzulagen sei «umstrit-
ten», sagte Thomas Toldo na-
mens seiner Fraktion. Die FDP
begrüsse, dassdieRegierung sich
im Gesetz auf formelle Anpas-
sungen und Präzisierungen be-
schränke.EineErhöhungderZu-
lagenhabeWettbewerbsnachtei-
le fürdieSt.GallerWirtschaft zur
Folge. «Dabei ist eine gut funk-
tionierendeWirtschaft die beste
Förderung für die Familien», er-
gänzteAndreasHartmann(FDP).
Auch die SVP war geschlossen
gegen die Erhöhung.

CVP-Präsident Patrick Dürr
reagierte empört: «Es ist erschre-
ckend, dass die Familienzulagen
hier derart in Zweifel gezogen
werden.» Es handle sich um ein
bewährtesModell.DieRegierung
sei nicht nur gegen eine Erhö-
hung der Zulagen, sie habe auch

keinealternativenVorschläge für
familienpolitische Instrumente.
«Siewill nichts tun.»Dabeiwür-
den viele Mittelstandsfamilien
unter steigenden Krankenkas-
senprämien und Mietzinsen lei-
den.Dürr erinnerte ansNeindes
Stimmvolks zur Unternehmens-
steuerreform III: «Jetzt braucht
es einen Schulterschluss zwi-
schen Wirtschaft und Bevölke-
rung.» Die moderate Erhöhung
um50Frankenseimöglich, ohne
dass die Wirtschaft zusätzlich
belastet werde.

FDP:«DieProbleme
derWirtschaft sindenorm»
Nochweiter als dieCVP ging die
Linke. Sie verlangte bei den Kin-
der- und Ausbildungszulagen je
eineErhöhungum100Franken.
AuchPeterHartmann (SP)nahm

Bezug auf die Abstimmung vom
12. Februar: «Das Volk erwartet,
dassdieUnternehmensichnicht
aus ihrer sozialenVerantwortung
stehlen.»DieArbeitgeberbeiträ-
ge für die Familienzulagen seien
in den vergangenen Jahren ge-
sunken, jetzt sei eine Erhöhung
der Zulagen angezeigt.

«Ungeheuerlich» fand Wal-
terLocher (FDP)dieseArgumen-
tation. Die Firmen nähmen ihre
sozialeVerantwortung sehrwohl
wahr. Die Wirtschaft im Kanton
stehe aber stark unter Druck,
etwa wegen der Frankenstärke.
«Die Probleme sind enorm, vor
allem in der Industrie.» Die Fa-
milienzulagen seien darum auf
der jetzigen Höhe zu belassen.
BrunoDudli (SVP)kritisierte, von
höheren Familienzulagen profi-
tiere in erster Linie der Staat, da

die Zulagen versteuert werden
müssten.

Regierungspräsident Martin
Klöti (FDP) sprach sich ebenfalls
gegen die Erhöhung aus und
warb für andere, «differenzierte-
re» familienpolitische Ansätze:
Der Rat habe der Regierung be-
reits früher den Auftrag erteilt,
Massnahmen für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie vorzulegen. «Das werden
wir tun.»

In der Abstimmung lehnte
das Parlament die Erhöhung der
Familienzulagen ab. Der Kom-
promissvorschlagderCVPschei-
terte mit 62 zu 53 Stimmen. Da-
mit bleiben die Zahlungen auf
demvomBundvorgeschriebenen
Minimum: 200FrankenKinder-
zulage und 250 Franken Ausbil-
dungszulage proMonat.

Es bleibt bei 200 Franken pro Monat: Der St.Galler Kantonsrat hat eine Erhöhung der Kinderzulage abgelehnt. Bild: Ennio Leanza/Keystone

Monsterprozess untermassivemPolizeischutz
Bande vorGericht In Kreuzlingen hat gestern der Prozess gegen 14mutmasslicheMenschenschmuggler
undDrogenhändler begonnen. Anlass ist ein Tötungsdelikt an einem IV-Rentner in Kümmertshausen.

Vor sechs Jahrenwarein IV-Rent-
ner tot in seinem Einfamilien-
haus in einem abgelegenenWei-
ler in Kümmertshausen aufge-
funden worden. Der 53-Jährige
war durch eine brutale Kne-
belung gestorben. Die Tat gab
vorerst Rätsel auf. Während der
StrafuntersuchungstiessdiePoli-
zei auf eine kriminelle Organi-
sation aus türkisch-kurdischen
Kreisen.DerenMitgliederwaren
teilweise als Flüchtlinge in die
Schweiz gekommen und lebten
lautAnklagevomDrogenhandel,
MenschenschmuggelundvonEr-
pressungen.

Wie es in der Anklageschrift
heisst, kam der Getötete durch
einen Freund in Kontakt mit der
Bande. Als dieser in Griechen-
land beim Schmuggeln von
Flüchtlingenerwischtwurde,ver-
langte der IV-Rentner vom Ban-
denchef, ermüssedemInhaftier-
ten helfen. Der Bandenchef ver-

sprach, dem Verhafteten einen
Anwalt zubesorgen,wennder IV-
Rentner alsGegenleistung2,5Ki-
logrammHeroin in seinemHaus
lagere. Als der Freund Monate
später jedoch immernoch imGe-
fängnis sass, drohteder IV-Rent-
nermit der Polizei.

MitderKapuzedeseigenen
Pulloverserstickt

Daraufhin soll der47-jährige Ira-
ker sechs Mitglieder beauftragt
haben, den «alten Mann» zum
Schweigen zu bringen und das
Heroin zurückzuholen. Laut An-
klageschrift führten die Männer
den Auftrag nach mehreren ver-
geblichen Versuchen am Abend
des 20.November 2010 aus. Zu-
erst setzten sie denHund des al-
lein lebenden IV-Rentners mit
Tränengas ausserGefecht.Dann
erstickten sie ihr Opfer mit der
Kapuze eines Pullovers, die sie
ihm in den Hals stopften. Zwei

Männern wird wegen des Tö-
tungsdelikts in der Türkei der
Prozess gemacht.VierAngeklag-
te stehen deswegen seit Montag
zusammen mit acht weiteren
Bandenmitgliedern vor dem
BezirksgerichtKreuzlingen.Wel-
cher der vier Hauptangeklagten
beim Überfall auf den Rentner
welche Rolle spielte, ist unklar.

Umstritten ist insbesondere
die Rolle eines 38-jährigen Tür-
ken, welcher die Polizei über die
kriminellenMachenschaftender
Bande informiert haben soll.Der
Türke war im März 2015 im
abgekürzten Verfahren wegen
Gehilfenschaft zu vorsätzlicher
Tötung und weiterer Delikte zu
einerFreiheitsstrafevon fünf Jah-
renverurteiltworden.Gegendie-
se separate Verurteilung wehrte
sich ein Mitangeklagter erfolg-
reich.DasBundesgerichthobdas
Urteil auf. Der 38-Jährige steht
nun ebenfalls vor Gericht. Als

«Kronzeuge» sei der Mann ge-
schont worden, obwohl er auch
alsHaupttäterdesTötungsdelikts
in Frage komme. Dies sagte der
Verteidiger eines 53-jährigen
Türken, demeineFreiheitsstrafe
von gut 15 Jahren droht.

Bisherumfangreichster
Strafprozess imThurgau

DieTötung ist das schwerste von
30Delikten, welche den 14 Ban-
denmitgliedern vorgeworfen
werden. Der bisher umfang-
reichste Strafprozess imThurgau
hat gesternbegonnenunddauert
bis EndeNovember. Die Delikte
kommen ab März zur Sprache.
AmMontag ging es lediglich um
prozessuale Vorfragen. Das Ver-
fahren im Rathaus Kreuzlingen
findet unter grossen Sicherheits-
vorkehrungenstatt.NichtnurBe-
schuldigte, Zuschauer und Me-
dienschaffende, auch sämtliche
Pflichtverteidiger müssen durch

eine Sicherheitsschleuse und
werden auf Waffen durchsucht.
Diedrei inhaftiertenBeschuldig-
ten werden jeweils in Fuss- und
Handfesseln vorgeführt. Auch
während der Verhandlung blie-
ben sie gefesselt.DieVerteidiger
verlangten,dassdieHandfesseln
abgenommen werden. «Stun-
denlang so dazusitzen ist un-
menschlich und erniedrigend»,
sagte der Verteidiger eines
46-jährigenTürken, fürwelchen
die Staatsanwaltschaft eineFrei-
heitsstrafe von20 Jahren fordert.

Mehrere Verteidiger rügten
dasVerfahren.Zwei Staatsanwäl-
te hätten abgesetzt werdenmüs-
sen. In den Akten herrsche ein
Chaos.Oft sei unklar,welcheDe-
likte den Beschuldigten zur Last
gelegt würden. Es sei zudem
unsinnig, Angeklagte an einem
«Monsterprozess»zubeteiligen,
die mit den Kapitalverbrechen
gar nichts zu tun hätten. (sda)

Ratssplitter

Ein filmreifer
Wahlmarathon

Bevor gestern der Startschuss
zum Wahlmarathon fiel, strich
sich so mancher Parlamentarier
eine fehlgeleitete Strähneausder
Stirn und rückte seine Brille
nochmals zurecht. Kantonsrats-
präsident Peter Göldi hatte an-
gekündigt, dass der offizielle
Kantonsrat-Infofilm «sanft er-
neuert» werde, und bat seine
Ratskollegen, dementsprechend
«dem hohen Amt zu Ehre zu ge-
reichen». (hrt)

Nun ist es schwarz auf weiss:
Windräder sind gefährlicher als
Katzen– zumindest fürVögel.Die
grünliberale Sonja Lüthi erklär-
te:Entgegender landläufigenVo-
gelschützermeinung fallen ge-
mäss einer Studie aus dem Jura
jährlich nicht mehrere hundert
Vögel den riesigen Rotoren zum
Opfer, sondern lediglich 25.Eine
Katze bringe es jährlich im
Durchschnitt gerade einmal auf
22 Vögel. (hrt)

Beiträge für Eltern
wieder eingeführt

Kantonsrat DasSozialhilfegesetz
wurde zum grössten Teil schon
ander letztenSession imNovem-
ber beraten. Einen Artikel des
Entwurfswiesder St.GallerKan-
tonsrat allerdings andie vorbera-
tende Kommission zurück: Eine
Mehrheit desRateswargegendie
darinvorgeseheneStreichungder
Mutterschaftsbeiträge. Diese
Beiträge sind sechsmonatigeZu-
schüsseanMütter in einer prekä-
renfinanziellenSituationundsol-
lenermöglichen,dass sichdieEl-
tern im ersten halben Jahr nach
der Geburt selber um ihr Kind
kümmernkönnen. ImneuenEnt-
wurf sind diese Beiträge wieder
vorgesehen, sollen aber nur an
Familien ausbezahlt werden, die
nochkeineGelder ausder Sozial-
hilfe beziehen. Neu heissen die
Mutterschaftsbeiträge Eltern-
schaftsbeiträge. Siewerdenan je-
nenElternteil ausbezahlt, derdas
Kind oder dieKinder hauptsäch-
lich betreut. Die zweite Lesung
und die Schlussabstimmung des
Sozialhilfegesetzes sind heute
Dienstag vorgesehen. (sib)

Motion gegen
Extremismus

Verbot Die CVP-GLP-Fraktion
hat gestern eineMotion zur Ver-
hinderung extremistischer An-
lässe eingereicht. Die rechts-
extremen Veranstaltungen in
Unterwasser undKaltbrunnvom
vergangenen Herbst hätten ge-
zeigt, dass sich Politik und Be-
hörden schwertäten mit Extre-
mismus. Die Regierung soll be-
auftragt werden, auf kantonaler
Ebene eine Gesetzesgrundlage
zu schaffen, welche Anlässe mit
extremistischem Hintergrund
jeglicher Couleur verbietet. (red)


